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Gemeinde U ntersteckbolz 

L Allgemelne Bestimmungen 

Geltungsbereich 

Kanton Bern 

BAUREGLEMENT 

1 
Das Baureglement bildet zusammen mlt dem ZDnenplan die baurechtliche Grund­
ordnung der Gemeinde. 
2 . 
Es gilt für das ganze Gemeindegebiet 
3 
Es ist als ergänzendes Recht anwendbar, soweit besondere baurechtliche Ordnungen 
bestehen. 

1 
Die einschlägigen Bestimmungen des eidgeo~en, kantonalen und kommunalen 
Rechts, namentlich des Raumplanungsgesetzes, des Umweltschutzgesetzes, des Bauge­
setzes und seiner Ausfilhruo~rlasse bleiben vorbehalten (Uebersicht s.Anbang II). 
2 
Im Verhältnis unter Nachbarn sind die Eigentumsbeschränkungen, insbesondere die 
Bau- und Pflanzabstande nach ZGB und bernischem EG ZGB zu beachten. 
3 
Private Vereinbarungen können die zwingenden Vorschriften des Baureglementes nur 
ändern oder aufheben, sofern eine solche Möglichkeit im Baureglement ausdrUcklich 
vorgesehen ist 

IL Allgemeine Voraussetzungen der UeberbaD.UDg 

Baubewilligung/Baubeginn 

Erschliessuog 

Die Baubewilligungspflicht, die Erteilung der Baubewilligung und der Baubeginn 
richten sich nach der kantonalen Baugesetzgebung. 

1 
Die Erschliessung des Baugrundes (Z.ufahrt, Wasser- und Energieversorgung, Ab­
wasserleitung und -reinigung, Entwässerung) muss auf deo Zeitpunkt der Fertigstel­
lung des Baus oder der Anlage, wenn nötig bereits bei Baubeginn, erstellt sein. 
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Umgebungsgestaltung 

Terrainveränderungen 

2 
Als Basiserschllessun~agen gelten die Strasse Sängimatt-Underi Weid-Schwarze­
bac.b-Rofmatte, die S~ Oberi Weid- Underi Weid und die Strasse Scbwarzebach­
Chlyrot-Rotwald inklusive Abzweiger zum Bahnobergang sowie die im GKP bezeich­
neten Anlageteile und die Trasse der Bahnlinie der RVO. 
3 
Als Detailerschllessun~olagen gilt die Strasse Scbwanebacb-Breite . 

1 
Die Umgebung voo Bauten und Anlagen ist so zu gestalten, dass sieb eine gute 
Einordnung in die Landschaft und Siedlung ergibL Mit dem Baugesuch ist ein Umge­
bungsgestaltungsplan einzureichen. 
2 
FOr die Bepflanzung sind vorwiegend einheimische Pflanzen zu verwenden. 
Das Anpflanzen von Wacbholderstrauchern ist verboten. 
3 . 

Vorplätze, Hauszugänge sowie F1äcben für den ruhenden Verkehr sind nach Möglich­
keit mit einem wasserdurcblässigen Belag zu versehen. 

1 
Terrainveränderungeo, die das Ortsbild und die Landschaft beeinträchtigen oder der 
traditionellen Umgebungsgestaltung nicht entsprechen, sind untersagt. 
2 
Dienen Terrainveranderungen dem Lärmschutz, sind sie bei möglichst weitgehender 
Einpassung gestaueL 
3 
Stützmauern dOrfen im gesamten Gemeindegebiet nicht höher als 1,2 m sein. 

lll. Baupolizeiliebe Vorschriften 

Bauweise 

Gestaltungsfreiheit 

1 
Wo es nicht anders bestimmt ist, gilt die offene Bauweise. 
2 
Der Zusammenbau von Gebaudeo ist innerhalb der zulässigen Gesamtlänge gestatteL 
3 
In der Dorfzone und in den wertvollen landwirtschaftlichen Hofgruppen können die 
Grenz- und Gebäudeabstände der Dberllefenen Bauweise angepasst werden, wenn 
eine ausreichende Besonnung und die wobnhygieniscben Randbedingungen gewähr­
leistet sind. 

Soweit in den Zooenvorscbriften nichts abweichendes bestimmt wird, gilt im Bauge­
biet Gestaltungsfreiheit nach Baugesetz. 
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Bauabstände 

Bauabstand von Gewässern 

Bauabstand vom Wald 

Bauabstande gegenllber nach­
barlichem Grund 

Die in den folgenden Bestimmungen festgelegten Bauabstände gelten für das ganze 
Baugebiet. 

1 
Filr die Strassenabstände gellen unter Vorbehalt von Abs.2 und 3 die Vorschriften 
des kantonalen Gesetzes Ober Bau und Unterhalt der S~n. 
2 
Für mindestens auf 2 Seiten offene, gedeckte Autoabstellplätze und Unterstände 
sowie fUr bewilligungsfreie Bauten und Anlagen kann der Gemeinderat auf Gesuch 
hin den Strassenaootand reduzieren, wenn die Verkehmicberbeit gewährleistet ist und 
keine Planungsanliegen entgegenstehen. 
3 
In der Dorfzone kOnnen die Bauabstande aus der Oberliefenen Bauweise übernom­
men werden, wenn sie fUr das Strassenbild wichtig sind und die Verkehrssicherheit ge­
wllbrleistet isL 

Längs der Gewässer gilt zum Schutze des Ortsbildes, der Natur und Landschaft ein 
Bauaootand von 10 m. Er wird von der oberen Böscbun~kante gemessen. 
Im llbrigen gilt Art. 48 W~rbaugesetz. 

Der Waldabstand richtet sich nach dem kantonalen Forstgesetz und beträgt minde­
stens 30 m. 

1 
Bei der Erstellung von Bauten, welche den gewachsenen Boden llberragen, sind 
gegenllber nachbarlichem Grund dle in Art. 35 festgesetzten Grenzabstande zu 
wahren. 
2 
Der kleine Grenzabstand gilt fUr die Schmalseite und die beschattete Längsseite eines 
Gebäudes. Für Gebäude ohne Wohn- und Arbeitsräume gilt er fOr alle Seiten. Er 
wird rechtwinklig zur Parzellengreoze gemessen. 
3 
Der groose Grenzaootand gilt fUr dle besonnte Langs.seite. Kann diese nicht eindeutig 
ermittelt werden (keine Seite mehr als 10 % länger als die anderen, und bei Ost- und 
Westorientierung der Laogs.seiten), bestimmt die BaupolizeibebOrde auf Antrag des 
Gesucbstellers die Anordnung des groosen Grenzabstandes. Dieser darf dabei aber 
nicht im Norden liegen. Der ~ Greoz.aootand wird rechtwinklig zur Fassade ge­
messen und bezeichnet die zulässige kürzeste waagrechte Entfernung Fassade-Grund­
stücksgrenze. 
4 
Werden mehr als 50 % der Fassadeoßäcbe durch Balkone oder ähnliche Vorbauten 
beamprucbt wird der Grenzaootand von deren Brüstung aus gem~o. 
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Ba ua b.stande für An- und 
Nebenbauten 

Bauabstande für unterirdische 
Bauten 

Unterschreiten der Bauab­
stande durch Bauteile gegen­
Ober nachbarlichem Grund 

Anlagen und Bauteile im 
Grenzabstand 

l 
FDr bewohnte An- und NebenbauLen, deren mittlere Gebaudehöhe 3 m und Grund­
flllche 30 m2 nicht Obersteigen, genngt allseitig ein Grenzabstand von 3m. 

2 
Unbewohnte An- und Nebenbauten sowie bewilligungsfreie Bauten und Nebenanlagen 
dUrfen bis 2 m an dle nachbarliche Grenze reichen, sofern ihre mittlere Gebaudehöbc 
3 m und die Grundfläche in der Bauzone 40 m2 und in der Landwirtschaftszone 
60 m2 nicht Obersteigen. 
3 ' 
Wenn der Nachbar schriftlich zustimmt, oder wenn ein nachbarliches Nebengebäude 
an der Grenze steht, ist der Grenzanbau gestattet. 

1 
Uoterirdlsche Bauten sind solche, welche das gewachsene Terrain an keiner Stelle 
mehr als 1,2 m überragea und bOCbsteos eine Fassade freigelegt oder mit einem 
Zugang oder einer Zufahrt versehen ist Die freigelegte Fassade darf nicht innerhalb 
des kleinen Grenzabstandes zu stehen kommen. 
2 
Unterirdische Bauten gemass Abs.1 dürfen bis 1 m an die Grundstücksgrenze her­
anreichen, mit der Zustimmung des Nachbarn bis an die Grenze. 
3 
Den Boden nicht überragende Anlagen, wie private Wege, Suassen, Parkplatze, 
Schwimmbecken und ähnliches haben einen Grenzabstand von 2 m einzuhalten. Mit 
schriftlichem Einverständnis des Nachbarn können sie direkt an der Grundstücks­
grenze gebaut werden. Gebäudcabstande gelten nicht. 

1 
Die Unterschreitung des reglementarischen Grenzabstandes ist bewllligungspflicbtig. 
Sie bedarf einer Ausnahmebewilligung nach ArL26 BauG. Dabei darf der privat­
recbllicbe Minimalabstand nicht unterscbriUen werden. 
2 
Keine Ausnahme ist erforderlich, wenn der betroffene Nachbar dem Vorhaben 
schriftlich zustimmt In diesem Fall kann auch der privatrechlliche Grenzabstand 
unterschritten werden. 

3) Das Näherbaurecht für Hauptgebäude ist 
grundbuchlich zu sic.hern. 

Durch das Ei.oraumen von Naberbaurechten darf der Gcbaudeabstaod nicht unter 
6 m sinken. liegt zwischen den Gcbauden ein grosser Grem.abstand, darf der Gebäu­
deabstand nicht unter 12 m fallen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen Ober An­
und Nebenbauten, unterirdische Bauten und Tiefgaragen. 

Vorspringende, offene Bauteile wie Vordächer, Vortreppen, Balkone jeder Art dürfen 
böehsteos 2 m in den Grenzabstand hineinragen, wenn die von ihnen bedeckte 
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Gebäudeall.stand 

Baugestaltung 

Gebäudehöhe 

Fassadeoflacbe weniger als 50 % pro Fassade ausmachL 

1 
Der Ab.stand zweier Gebäude muss weni~tens der Summe der dazwischenliegenden, 
fllr sie vorgeschriebenen Gremab.sta.ode erusprechen. Bei Gebäuden auf dem gleichen 
Grundstock wird er berechnet, wie wenn eine Grenze zwischen ihnen läge. 

2 
Fllr unbewohnte An- und Nebenbauten (An.14, Abs.2 und 3) ist kein Gebäudeab­
stand vorgeschrieben. 

3 
Gegenüber altrecbtlich erstellten Bauten, die den vorgeschriebenen Grenzabstand 
nicht einhalten, verringert sieb der Gebäudeabstand um das Mass des fehlenden 
Grenzabstandes. Die Baupolizeibehörde kann jedoch den Gebäudeabstand angem~ 
sen vergrö.ssem, wenn soast fllr das altrechtliche cxler das neue Gebäude die Beschat­
tun~toleranzen der kantonalen Bauverordnung Oberschritten würden. 
4 
Vorbehalten bleibt die Befugnis zum Zusammenbau und An.16, Abs.4. 

l 
Bauten und Anlagen mOSSen sieb bezOglich Gesamterscheinung, Lage, Proportionen, 
Dach- und Fassadengestaltuag, Material- imd Farbwahl wrteilbaft in das Oiu- u.nd 
Landschaftsbild einfügen. 
2 
Innerhalb zusammeobangend Oberbauter Gebiete mit traditioneller Bauweise sind 
Neubauten in Stellung, Volumen, Firstricbtung und Dachneigung der überlieferten 
Bauweise anzupa~n. 

1 
Die Gebäudehöhe wird in den Fassadenmitten, und zwar vom gewachsenen Bcxlen bis 
zur Schnittlinie der FaSMadenßucht mit Oberkante des Dachsparrens gemesren. Gie­
belfelder und Abgrabun~n fllr Hauseingange und Garageneinfahrten, deren Breite 
insgesamt nicht mehr als S m pro Fassadeoseite betra&l> werden nicht an die Gebäu­
dehöhe angerechneL 
2 
Die zulässige GebäudebObe oacb Art. 35 darf an keiner Gebaudeseite Oberschritten 
werden. Bei Bauten am Hang ist mit AU$Ilahmen der ber~itigen Fassade Oberall 
eine Mehrhöhe von 1 m gestattet Als Hang gilt eine Neigung des gewachsenen Bo­
dens von weni~tens 10 % In der Fallinie und innerhalb des Gebaudegruadrisres ge­
messen. 
3 
Die zulässige GebaudebOhe darf nicht durch nachträgliche Abgrabungen Oberschritten 
werden. 
4 
Bei Gebäuden, die in der Höhe gestaffelt sind, und bei Bauten am Hang mit gestaffel­
tem Grundriss ist die Gebäudehöhe für jeden dieser Gebäudeteile gesondert zu mes­
sen. 
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Gebäudetange bzw. -breite 

Geschosse 

Dachausbau 

1 
Die GesamUange bzw. -breite der Gebäude- od.er Gebäudegruppen ohne unbewohnte 
An- und Nebenbauten ist auf die in Art35 genannten Masse beschrankt 
2 
Bei Gebäuden mit unregelmässigen Grundrissen ist die Gesamtlänge bzw. -breite am 
flächenm~ig kleinsten umschriebenen Rechteck zu messen (s.Skizze im Anhang 1). 

1 
Als Geschosse z.ableo das Erdgeschoss und die Obergeschosse. 
2 
Das KeUergescboss zählt als Geschoss, wenn es im Mittel aller Fassaden, bis oberkaru 
Erdgeschossboden gemessen, den fertigen Boden um mehr als 1,2 m überragt. Ab­
grabungen für Hauseingänge und Garageneinfahrten, welche insgesamt nicht mehr als 
5 m pro Fassadenbreite betragen, werden nicht angerechnet. 
3 
Der Dachausbau zählt als Geschoss, wenn die Kniewanclböhe in der Fassadeoflucht 
von oberk.ant Dachgeschossboden bis oberkant Dachsparren gemes.seo 1 m Ober­
schreitet 

Der Einbau von geschlossenen Wohn- und Arbeitsräumen ist auf einer ~ utzungs­
ebene zul~ig. 

1 
Das Orts-, Landschafts- und Strassenbild störende Dachformen und die Verwendung 
auffillliger Bedacbuog.5materialien sind untersagt. 
2 
Hauptgebäude sind mit einem Sattel-, Walm- oder KrOppelwalmdach zu versehen. 
Flach- oder Pultdächer sind verboten. An- und Nebenbauten können auch ein Pult­
dach aufweisen. 
3 
In der Regel sind die Dacbßacben mit roten oder braunen Ziegeln einzudecken. An­
und Nebenbauten weiseo das gleiche Bedachonpnaterial wie das zugehörige Haupt­
gebäude auf. For landwirtschaftliche Nutzbauten sind ausserbalb der Dorfzone und 
der wenvollen Hofgruppen auch Wellplatten zugelassen. 

1 
Dachneigung, Dachvorsprung Die beiden Hauptdacbflacben mOssen den gleichen Neiguog.5Winket aufweisen. Bei 

Hauptgebäuden gelten folgende Neigung.5grcnzwerte: 30• ~ Dachneigung ~ 45•. 
LandwirtschafUiche Nutzbauten und unbewohnte Nebenbauten haben eine minimale 
Dachneiguog von -U• aufzuweisen. 
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Dacbaufbauteo 

Ausseoaotenoeo 

2 
Innerhalb des Ortsbildscb.utzperimeters uod bei den scbatzeos- und erbalte~rten 
Gebaudeo bat die Dacbneiguog von Neu- uod Umbauten derjenigen der allberge­
brachteo Bauteo zu entsprechen. 
3 
Bei Umbauten dUrfen die Dacbformeo nur beschränkt verändert werden. Ein einseiti­
ges Anheben oder Senken des Daches ist nicht gestattet, dagegen eine Verlängerung 
der einen Dacbselte, wobei über dem Anbau die minimal verlangte Dachneigung zu 
beachten isL 

l 
Nebeo Kamineo, LOftungsrobren und dergleichen siod Lukarneo, Schleppgaubeo, 
Quergiebel oder Dachflächenfenster zugelasseo. Dacbeinscboitte sind untersagt. 
2 
Auf einem Dach ist neben Dachflächenfenster nur eine Art von Dachaufbauten zuläs­
sig. Andere Kombinationen sind untersagt. 
3 
Dachaufbauten müssen in Material und in der optischen Wirkung auf das Dach abge­
stimmt sein. 
4 
Dacbaufbauteo unterliegen den folgenden Bestimmungen: 
- Lukarnen, Quergiebel, Schleppgauben: die Gesamtbreite dieser Dachaufbauten darf 

pro Dachseite nicht grosser als 1/4 der entsprechenden Fassadeniänge des obersten 
Geschosses sein. 

Sie haben mindestens [omgende Abstände einzuhalten: 
- voo der Trauflioic miodestens den Dachvorsprung; von der Fll'St- oder Gratlinie 2 
m; vom seitlichen Dachrand 1/5 der Firsllänge. 
Die Dachneigung von Lukarnen darf nicht mehr als 15° von der Neigung des Haupt­
daches abweichen, die Neigung von Schleppgauben darf nicht weniger als die Hälfte 
der Neigung des Hauptdaches betragen. 
Dachflächenfenster sind grundsätzlich bochformatig anzuord.oen. 
Ihre Llchtfläche darf 0,7 m2 nicht Obersteigen. Filr die einzuhaltenden Abstande und 
die Gesamtbreite gelten die Masse ftlr Lukarnen und Schleppgauben. 
Die Gesamtfläche aller Dachflächenfenster darf nicht mehr als 5% der Dacb.Oäcbe 
betragen, in welcher die Fenster angeordnet sind. 
5 
Aolagen der Energieerzeuguog auf der Dachfläche sind unter Beobachtung einer 
guteo aslbetischen Einpassung zulässig. 
6 
Die Baubewilllguogsbehörde kann zum Schutze des Orts-und Landschaftsbildes in der 
Baubewilliguog eotsprechende Auflagen anordnen. 

1 
Aussenamennen haben sieb der Aeslbellk der Gebäude unterzuordnen und dllrfen 
das Orts- und Landschaftsbild nicht stören. 
2 
Innerhalb des Ortsbildsohutzperimeters sowie an und bei scbOtzenswenen Gebäuden 
wird das Gesuch der Fachinstanz (Art. 29,Abs.3) zur Beurteilung vorgelegt. 
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Gesundheit 
1 
Filr die Belichtung, Besonnung und Belilftung gelten die Vorschriften der Bauverord­
nung mit Ausnahme der nachstehenden, strengeren Vorschriften. 
2 
Wohn- und Kinderzimmer dUrfen nicht a~blies.slich mit Dachflachenfenstern ausge­
rOstet sein; mindestens 50% der vorgeschriebenen Femierflacbe mllsseo als senkrech­
te Fenster ausgestaltet sein. 

3 
Von der vorgeschriebenen FeosterOache m~n mindestens 50% zu jeder Z.cit geöff­
net werden können. 
4 
Fur den Lärmschutz ist die Lärmschutzverordnung des Bundes massgebend. 
5 
Soweit im Z.Onenplan nicht Abweichendes festgelegt ist, gilt für die Dorfwne die 
Urmempfindlichkeits-Stufe m und für die Gewerbezone die LE-Stufe m . 

IV. Zonen- und Gebietsvorschrift.eo 

Dorfzone D 

1 
Die Z.Onen- und Gebietsvorschriften bestimmen die An der Nutzung bzw. der Nut­
zungsbeschränkung. 
2 
Sie legen das Mass und die Bedingungen der zulässigen baulichen Nutzung fesL 
3 
Zur ästhetischen Beurteilung von Bauvorhaben kann der Gemeinderat eine Fachin­
stanz beiziehen. Die Beratung geschieht auf Kosten des Gesuchstellers. 

1

1) Die Bauzone umfasst die Dorf:zone D, die Zone für öffentliche Nutzung 
ZöN und die Zone für Sport S. 

2 
Als Schutzzonen werden die Landschaftschutzgebiete "Rottal" und • Am Wald~ be­
zeichnet Sind sind der Landwirt.scbaftszooe überlagert. 

1 
Die Dorfzone D ist grundsätzlich eine 2-gesc~ige Wohn- und Gewerbezone. Nebst 
Wohnbauten sind massig störende Betriebe zugelassen. 
2 
Ausgescblosreo sind Nutzungen, welche ein Oberdun:hschnittliches Mass an quartier­
fremdem Verkehr verursachen. 
3 
Innerhalb der Dorfzone ist die Parz.eile Nr.245, deren genaue Abgrenzung im Zonen­
plan verbindlich festgehalten ist, als Zone mit Planungspflicht nach Art. 95 BauG 
ausgeschieden (ZPP 1 ). 
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4 

In der Zone mit Planungspfllcbt dllrfen Bauvorhaben nur aufgrund einer recbtsk.rafti­
gen Ueberbauungsordouog (UeO) bewilligt werden. 
Im Falle einer Ablehnung der UeO m\l.5S innert Jahresfrist eioe oeue UeO zum Be­
scbluss vorgelegt werden. 

5) Wird die UeO zum zweiten Male abgelehnt, so 
kenn nach~ Bestimmungen der Dorfzone (=WG2) 
gebaut werdiR. 

6) Für die Ausarbeitung der UeO gelten folgende 
Rahmenbedingungen: 
Nutzung: Wohn- oder gemischte Nutzung gemäss 
Dorfzone. Das Zusanimenbauen einzelner Häuser 
soll gewährleistet sein. · 
Erschliessung , Aussenräume: di e Zufahrt soll 
möglichst verkehrsberuhigt angelegt werden. Die 
notwendigen Garagen sind für 2 oder mehrere 
Häuser zusammenzufassen. Sie sind so anzuordnen 
dass die Garagevorplätze zusallllllen mit der Zu- ' 
fahrt einen gemeinsamen Spiel- und Aufenthalts­
bereich .ergeben. 
Gestaltung: die Bauten haben einem einhei tli ­
chen Gestaltungskonzept zu folgen (Firstlinien , 
Dachformen, Gartenabgrenzung gegenüber dem öf­
fentlichen Raum) . 

Zone für öffentliche Nutzung Die Zone für öffentliche Nutzung 2.öN ist reserviert für das Schulhaus mit den not­
wendigen Ausseoanlageo . 

Zone für Sport 

Gewerbewne G 

Die Zone für Sport ist ftlr den Betrieb des Homusserplatzes reservierL Bestehende 
Bauten und Anlagen dürfen unterhalten werden, mUssen aber strengen gestalterischen 
Grundsätzen folgen. 

Wurde aufgehoben infolge Zonenplanänderung. 
Genehmigt durch Gemeindeversammlungs-Beschluss am 30.06.1997. 
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Baupolizeiliche Masse 

Landwirtschaftszone L 

Schutzgebiete und -objekte 

z tGA gGA GH OB 

s 3 4 

ZON 5 10 10 12 

D " 8 7 12 

OL 0 E 

10 1 m 

30 3 D 

30 2 m 

 
kGA / gGA /: kleiner / grosser Grenzabstand 
GH / GB / GL: Gebäudehöhe/ -breite/ -länge 
G: Geschosse 

i

E: Empfindlkhketsstufe nach LS 

2 

In der Dorfl.one erhöhen sieb die Grenzabstande für Gebäude, die Ober 15 m lang 
oder 12 m breit sind, auf den betreffenden Längsseiten um 1/10 der Mehrlänge, auf 
den betreffenden Schmalseiten um Yz der Mehrbreite. Die Zusclllage werd n recht• 
winklig zur Fassade gemessen. 

1 

Das Bauen in der Landwirtschaftszone richtet sieb aach den Vorschriften des RPG, 
des BauG und dieses Reglementes. F.s gelten grundsatzlicb die Bauvo hrifteo der 
Dorfzone. ilos und andere technische Einrichtungen sind mOglicbst uo fflUlig in 
Gebäudegruppen zu integrieren. Ihre Höbe darf 13 m Dicht übersteigen. 
2 

In der Landwirtschaftszone gilt Empfindlichkeitsstufe m nach LSV. 

1 
o

Die im Znenplan bezeichneten Schutzzonen und -objekte sind Schutzgebiete und - 
-Objekte im Sinne von Art. 9, 10, 11 und 86 des BauG. 
2 
Die l.andschaftschutzgebiete dienen dem Schutz des Rottales und des Rick.ebachtalis. 
Sie werden grundcigentümerverbindlieb der Grundnutzung überlagert. Ihre 
Scbut.zziele und -maw,ahmen gehen aus dem Zonenplan hervor. Bawnscbuleo, Treib­ 
bauscr, bodenunabbangige landwirtscbaftliche Nutzungen, Aufforstungen mit niebt 
einheimischen Pflanzenarten, Ablagerungen, Materialentnahmen und Veränderungen 
des natllrlicb gewacbsenen Geländes sind untersagt. 
3 
Neue Bauten und AnJagen sind our im Bereich bestehender Gebäudegruppen gestat­
tet und auf das betrieblich Minimum zu beschra.nkcn. 
4 

Gebllsche, Hecken, FeldgebOlze und F..inzelbaume in den landscbaftsscbutzgebieten 
sind zu erhalten, soweit sie fllr das Landschaftsbild bestimmend sind. 
5 Hecken und Ufergehölze sind bundesrecbtlicb gescblltzt und dUrfen nur mit der Be­
willigung der Forstdirektion gerodet werden. Unterhaltsarbeiten an den Gewässern 
m�n oacb ingenieurbiologiscben Grundsatzen erfolgen. 
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OrtsbiJdschutzgebiet 

6 
Entlang der Rot und des Rickenbaclles ist ein abwechslungsreiches Ufergellölz aus 
standOrtlichen, einheimischen Anen zu erballen und zu pflegen. 
7 
Die geschützten Baume sind zu erhalten und zu pflegen. Sie dürfen nur mit Bewil­
ligung des Gemeinderates gefällt werden und sind am gleicbeo Standort zu ersetzen. 
8 
Die vorhandenen Hofstatten sind wenn immer möglich zu erhalten und zu pflegen. 

l 
Der Abbruch von rballe~rten Einzelbauten im Ortsbildscbutzgebiet ist in der 
Regel untersagt. Der Unterhalt, die Erneuerung und der Wiederaufbau nach ein m 
Elementarereignis bat ich nach folgenden Grundsätzen zu richten: 
Das Gesamtvolumen, die Dachgestaltung, die Konstruktionsweise, die Materialwahl, 
die Fassadeogliederuog dürfen nicht verandert werden und sind nötigenfalls wieder­
herzustellen. Neubauten haben den gleich strengen Anforderungen zu genügen .. 
2 
Schutzwürdige Einzelobjekte dürfen durch Neu- und Umbauten in ihrer Umgebung 
nicht beeintrachligt werden. 
3 
Alle Baugesuche innerhalb des Ortsbildschutzperimeters sind einer durch den Ge­
meinderat zu ernennenden, neutralen Facbinstaaz (kanl Denkmalpflege, Heimat­
schutz Oberaargau) zur Beurteilung vorzulegen. 

SchOtzeoswerte Gebaude SG Sie sind von ibrer Stellung, ihrem Erscheinungsbild und Volumen her für das Ortsbild 
sehr wichtig. Sie sind integral zu erhalten und zu pflegen. Umbauten, Erneuerung und 
Wiederaufbau nach Elementarschaden haben den in ArL38,Abs.1 genannten Grund­
sätzen zu folgen. Ein Abbruch ist untersagt. 

Erhaltenswerte Gebäude EG Sie sind von ihrer StetJung und dem Erscheinungsbild für das Ortsbild bestimmend. 
Ein Abbruch ist in der Regel Dicht gestattet, es sei denn, ein an gleicher Stelle mit 
abnlichem Erscheinungsbild und Volumen zu errichtender Neubau findet die 2.ustim­
muog der Gemeindebehörde und der neuualen Fachinstanz. Bei Unterball und Um­
bauten ist ein strenger Gestaltungsmassstab anzuwenden. 

Archäologisches Schutzgebiet Im Perimeter des archaologiscben Schutzgebietes dOrfen Bauvorhaben und Terrain­
veranderuogen erst nach erfolgter RUcksprache mit dem Archäologischen Dienst des 
Kantons Bern ausgeführt werden. 
Treten bei Bauarbeiten archäologische Bodenfunde zutage, sind die Arbeiten im be­
treffenden Bereich unverzüglich einzustellen und die Baupolizeibehörde und der Ar­
chäologische Dienst des Kantons Bern zu benachrichtigen. 

1 An37 Abs.4-6: die eidgenössische Stoffverordnung vom 9.6.1986 ist zu beachten. 
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Historische Verkehrswege 
Einzelobjekte 

V. Vetfahrensvorschrift.en 

Baueingabe, besonderes 

2.ustl:lndigkeilen 

Widerhandlungen 

1 
Die im Zonenplan bezeichneten historischen Verkehrswege sind in ihrer linienfllb­
rung und Weg11ubstanz geschützt (Beschrieb s.Anhang III). Wegoberfläche und -brei­
te, Böschungen, wegbegleitende Vegetation wie Hecken, Einzelbäume oder stand­
ortgerechter BOSChung11bewucbs dUrfen Dicht zerstön oder wesentlich verändert wer­
den. 
Weg11teine, Kreuze und andere Wegbegleiter dUrfen Dicht entfernt oder zerstört wer­
den. 
Unterhalt und Nutzung isl gewährleistet., solange die Substanz Dicht gefährdet wird. 
2 
Sämilicbe baulichen Eingriffe an historischen Verkehrswegen bedürfen der zustim­
mung des kantonalen Raiumplanun~tes b'zw. der Fachstelle IVS (Inventar histori­
scher Verkehrswege der Schweiz). 

Bei Neubauten, oder wenn im Zuge von Erneuerungen, Erweiterungen und Umbau­
ten die Umgebung neu gestaltet oder stark beeinflusst wird, ist mit dem Baugesuch 
ein Umgebung11gestaltungsplan im Massstab 1:100 bis 1:200 einzureichen. 

1 
Der Gemeinderat beschlie$t über alle der Gemeinde übertragenen bau- und pla­
nungsrechilicben Angelegenheiten, soweit nach Gemeindereglement nicht ein anderes 
Organ zuständig isL 
2 
Er beschli~t insbesondere: 
a) Uber die Erteilung der kleinen Baubewilligungen im Rahmen der Vorschriften des 

~aubewilligungsdekretes (Art. 9, Abs. 2 BewD). 
b) über die Erteilung von Ausnahmen im kleinen Baubewilliguog11Verfahren im Rah­

men der Bestimmungen der Bauverordnung ( Art.102 BauV). 
c) Ober die Erhebung von Einsprachen, insbesondere von Planungreinsprachen im 

Baubewilligun~rfahren gemass Art. 35 und 37 BauG. 
d) Ober den Erlass von Planungszonen nach Art. 62 BauG. 

Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieses Reglementes, gegen die Obrigen Ge­
meindebauvorschrifteo und die gestützt darauf erlassenen Einzelverfügungen werden 
nach den Strafbestimmungen des BauG (Art. 50ff) vom Richter geahndet. 
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WiderbaDdlungea Widerb.andlungen gegen die Voncbriflen dicaea Reglemem.ea, gegen die lltlrigen Gc­
meindebauvoncbriften und die gatmzt darauf er1aeuen Eimetvermgungen werden 
nach den SUaftaaimmmigen des BauG (Art. SOi!) wm R.icbler pbadet. 

1 
Dieses Reglement bitt am Tage nach der Genehmigung durch die tantoDale Baudi· 
rekti.oa in Kraft. 
2 
Baugesuche, die beim Intraftncten dim Reglemcmea bereits bangig sind, werden 
noch nach altem Redll beurteilt. Vorbehalten blet1lt die Eimpradlcbefugnia der Be­
bOrden gemas, Art. 37 BauG sowie der Erlas., einer Planunpwne nacb An. 62 BauG. 
Im Obrigen gilt Art. 36 BauG. 

V. GENEHMIGUNGSVERMERKE 

- Vorpr1lfung: 
- Publikationen: 

• Öffentliche Aoflage: 

- Erledigte Eimpracben: 
• Unerledigte Bmpracben: 
• Recbts\lerwabnmgen: 

14. Dezember 1992 
im Amtsblatt vom Z7. Februar 1993 
im Amtsanzeiger vom 25. Februar 1993 
26. Februar bis Z7. Mm 1993 

keine 
keine 
keine 

Beschlossen durch den Gemeinderat am: 30, Min 1993 

BESCHLOSSEN DURCH DIE EINWOBNERGEMEINDE AM 30. Min 1993 mit 24 JA zu O NEIN 
Namens der Eiawolmergcmcinde 

~ ».ik· ~r~a;:, 
E. Witscbi R. Käser 

die Richtigkeit der Angaben bescheinigt: Untersteckholz, den 30. Marz 1993 

R. Kaser, Gemc~hrciberin 

GENEHMIGT DURCH DIE BAUDIREKTION DES KANTONS BERN: 
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